Satzung der Not-Hilfe-Mein Haustier 

§1 Name - Sitz - Geschäftsjahr

1)  Der Verein führt den Namen „ Not-Hilfe-Mein Haustier “

2)  Der Sitz des Vereins ist derzeit in 88499 Altheim

3)  Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und 

     trägt dann den Zusatz e.V.

4)  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

§2 Zweck des Vereins

1)  Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung in der jeweils gültigen Fassung. 

2)  Zweck des Vereins ist die Förderung des Tierschutzes.

3)  Der Zweck des Vereins wird insbesondere verwirklicht durch

     die Unterstützung von Tierhaltern, die sich in einer finanziellen und /oder

     sozialen Notlage befinden, bei  der Versorgung bereits vorhandener Haustiere,

     durch:

   a) die kostenlose Ausgabe von Futter, Bedarfsartikel

b) die kostenlose Bereitstellung von Dienstleistungen, wie z.B. Gassi –Geh- Service, Betreuung, Hilfe bei Vermittlung, Vor bzw. Nachkontrolle der Plätze vermittelter Tiere usw.

c) die freiwillige Unterstützung bei tierärztlicher Versorgung bei nachgewiesener Bedürftigkeit des Halters

d) Beratung und Information zu artgerechter  Haltung  und Pflege von Haustieren

e) die Beseitigung und Vermeidung einer nicht artgerechten Haltung

f) das Beschaffen von Sach-Futter-Geld-Spenden sowie kostenfreie Dienstleistungen 

g) Hilfe bei Vermittlung von Tieren mit z.B. Flyern /HP Veröffentlichung oder sonstige Hilfestellung

h) Zusammenarbeit mit Hundeschulen, Tierärzten, Ämtern, Vereinen usw.  ebenso  durch Kontakte zu Organisationen mit gleicher Zielsetzung oder auch zur Zweckerfüllung Einsatz von Hilfspersonen

i) Aufklärungsarbeit, Infoveranstaltungen, Presse usw.

Aus der Verantwortung für sein Tier soll kein Halter entlassen werden. Der Verein soll lediglich unterstützend eingreifen, um zu vermeiden, dass aus finanziellem oder sozialem Hintergrund - Tiere in ein Tierheim oder an Dritte abgegeben werden müssen oder dadurch nicht artgerecht oder ausreichend versorgt werden können.

Der Verein fördert und unterstützt aber auf gar keinen Fall weder das Züchten noch das Sammeln von Haustieren.

4)  Beschränkungen/ Voraussetzungen

a) die finanzielle Notlage / Bedürftigkeit ist mittels amtlicher Bescheide nachzuweisen.

b) Tiere, die während der Hilfeleistung angeschafft werden, werden nicht unterstützt. Dazu gehören z. B. auch geschenkte Tiere, Welpen. Bei neu gekauften Tieren kann der Verlust der Unterstützung durch den Verein erfolgen.

c) Es werden max. 3 Tiere des Haushalts unterstützt

d) Die Übernahme von Dienstleistungen §2/3. c+f bzw. anteilige  oder gesamte Kosten liegen im Ermessen des Vorstandes und sind abhängig von den Möglichkeiten des finanziellen und personellen Rahmen des Vereins.

e) Der Vorstand ist befugt, genaue Kriterien per Beschluss in einer separaten Ordnung festzulegen, zu ergänzen oder zu ändern. Bis zu dieser  Ausarbeitung, sind Einzelfallentscheidungen zulässig.

f) Ein Rechtsanspruch, oder ein Anspruch auf eine bestimmte Leistung/ Futtermenge/ Zubehör  des Vereins besteht nicht.

g) Die Vereinsämter sind Ehrenämter

§ 3 Selbstlosigkeit

1)  Der Verein ist selbstlos tätig 

2)  Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 

     werden 

3)  Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind

     oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

4)  Die Mitglieder des Vorstandes können für Ihren Arbeits- oder 

     Zeitaufwand eine Aufwandsentschädigung erhalten. Der Umfang der Vergütung

     darf nicht unangemessen sein. 

     Maßstab der Angemessenheit ist die gemeinnützige Zielsetzung des Vereins

§ 4 Organe des Vereins

1)  Organe des Vereins sind:

a) der Vorstand

     b) die Mitgliederversammlung

§ 5 Mitgliedschaft

1) Vereinsmitglied kann jede natürliche oder juristische Person werden, die die Ziele des Vereins (§ 2) unterstützt. 

2) Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen. Über den Antrag auf Aufnahme entscheidet der Vorstand. Bei Ablehnung des Antrags ist der Vorstand nicht verpflichtet, dem Antragssteller die Gründe mitzuteilen. Bei Minderjährigen ist die schriftliche Zustimmung eines gesetzlichen Vertreters erforderlich. 

3)  Die Mitgliedschaft endet durch: 

          a) Austritt, 

          b) Ausschluss, 

          c) Tod des Mitgliedes oder Auflösung der juristischen Person. 

4)  Der Austritt ist nur zum Ende des Geschäftsjahres,   

     unter Einhaltung einer Frist von mindestens drei Monaten möglich. 

     Er erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem vertretungsberechtigten

     Vorstandsmitglied. 

5)  Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. 

Wichtige Gründe sind insbesondere ein die Vereinsziele schädigendes

Verhalten, die Verletzung satzungsmäßiger Pflichten oder 

Beitragsrückstand von mindestens einem Jahr. Das Mitglied kann auf  

Beschluss des Vorstandes mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen

werden. Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur

Rechtfertigung, bzw. Stellungnahme gegeben werden. 

6)  Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von einem Monat 

     nach Mitteilung des Ausschlusses die nächste Mitgliederversammlung angerufen

     werden, die dann abschließend entscheidet. 

§ 6  Beiträge

1)  Der Verein erhebt von seinen Mitgliedern einen Mitgliedsbeitrag monatlich,

     halbjährlich oder jährlich 

2)  Die Höhe des Mitgliedsbeitrages und die sonstigen Regelungen werden von der

     Mitgliederversammlung beschlossen und in einer Beitragsordnung festgelegt.

§ 7 Rechte und Pflichten der Mitglieder

1)  Die Mitglieder haben im Rahmen der Satzung das Recht auf Unterstützung und

     Förderung durch den Verein. 

2)  Die Mitglieder verpflichten sich: 

      a) die Satzung einzuhalten und Beschlüssen folge zuleisten, 

      b) den Verein durch ehrenamtliche Mitarbeit mit aufzubauen, zu unterstützen

          und fördern, 

      c) Beiträge/Gebühren fristgerecht zu zahlen, 

      d) nicht vereinsschädigend zu handeln. 

§8  Vorstand

1)   Der Vorstand besteht aus drei Mitgliedern: 

        a) der/dem 1. Vorsitzenden 

        b) der/dem stellvertretenden Vorsitzenden 

        c) der/dem Kassenwart(in) 

2)   Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus der/dem 1. Vorsitzenden,

      der/dem stellvertretenden Vorsitzenden, sowie der/dem Kassenwart(in). 

      Er vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. 

      Zwei Vorstandsmitglieder vertreten gemeinschaftlich

. 

3)   Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung 

      für die Dauer von 2 Jahren gewählt und kann nur aus wichtigem Grunde vorzeitig  

      abberufen werden. Für eine Abberufung ist eine 2/3-Mehrheit der anwesenden 

      Vereinsmitglieder erforderlich. 

      Er bleibt so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist. 

      Wiederwahl ist zulässig. 

4)   Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden. Verschiedene  

      Vorstandsämter können nicht in einer Person vereinigt werden. 

5)   Scheidet ein Vorstandmitglied vor Ablauf der regulären Amtszeit aus, so kann

      sich der Vorstand durch Zuwahl selbst ergänzen. 

6)   Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstand. 

7)   Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. 

8)   Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins und erledigt alle 

      Verwaltungsaufgaben sowie alle die Aufgaben, die nicht durch Satzung oder 

      Gesetze einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere 

      die Entscheidung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern. .

9)   Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben welche unbeschadet der 

      Gesamtverantwortung des Vorstandes die Aufgabengebiete auf die einzelnen 

      Vorstandsmitglieder verteilt und die Zuständigkeitsbereiche abgrenzt.

10) Sollten während der Amtszeit des Vorstandes gegen ein Vorstandsmitglied 

      schwerwiegende Vorwürfe erhoben werden, so kann ihm auf einer  

      Vorstandssitzung das Misstrauen ausgesprochen werden. Die Gründe sind dem 

      betreffenden Vorstandsmitglied schriftlich vorzulegen.

      Unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen wird auf einer außerordentlichen   

      Mitgliederversammlung der Misstrauensausspruch wiederholt. 

      Die Mitgliederversammlung entscheidet mit einfacher Mehrheit über den Verbleib   

      des Vorstandsmitgliedes im Amt. 

§ 10 Mitgliederversammlung 

1)  Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich im1. Halbjahr eines jeden Jahres 

     einzuberufen. 

2)  Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn der

     Vorstand dies aus wichtigem Grund beschließt oder die Einberufung von einem

     Drittel der Vereinsmitglieder schriftlich und unter Angabe der Gründe verlangt

     wird. Sie ist spätestens 4 Wochen nach Bekannt werden des Erfordernisses

     oder Vorlage des Antrages durchzuführen. Im Übrigen gelten für die Einberufung

     einer außerordentlichen Mitgliederversammlung die nachstehenden Regelungen

     gleichermaßen. 

3)  Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt in Textform durch 

     die/den 1. Vorsitzende(n), bei dessen Verhinderung durch die/den stellvertr.

     Vorsitzende(n), unter Wahrung einer Einladungsfrist von mindestens 2 Wochen

     bei gleichzeitiger Bekanntgabe der Tagesordnung. Die Übermittlung erfolgt auf

     dem Postweg oder per E- Mail.

4)  Beim Postversand beginnt die Frist mit dem auf die Absendung des

     Einladungsschreibens folgenden Tag. Es gilt das Datum des Poststempels. 

     Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte

     vom Mitglied dem Verein bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. 

     Im Falle der Einladung per E-Mail oder Fax beginnt die Frist mit Ablauf des Tages 

     der Versendung. 

     Sie gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn sie an die letzte vom Mitglied dem

     Verein bekannt gegebene E-Mail-Adresse oder Fax-Nummer versendet wurde. 

5)  Anträge zur Aufnahme von Beschlussgegenständen in die Tagesordnung müssen   

     spätestens 1 Woche vor der nächsten Mitgliederversammlung dem Vorstand 

     schriftlich vorliegen. Andernfalls kann über die Anträge nur beraten werden.

     Der Vorstand entscheidet über deren Aufnahme in die Tagesordnung. 

6)  Anträge zur Tagesordnung müssen dem Vorstand spätestens 1 Woche vor der 

     Versammlung schriftlich vorliegen. Werden sie erst in der Mitgliederversammlung 

     gestellt, beschließt die Mitgliederversammlung, ob sie berücksichtigt werden. 

7)  Die Mitgliederversammlung als das oberste Beschlussfassende Vereinsorgan

     Sie ist insbesondere zuständig für folgende Angelegenheiten:   

           a) Wahl der Vorstandsmitglieder und der Kassenprüfer, 

           b) Entgegennahme des Jahresberichtes für das alte Geschäftsjahr sowie des

               Berichtes der Kassenprüfer, 

           c) Entlastung des Vorstands, 

           d) Genehmigung des Haushaltsplans für das neue Geschäftsjahr, 

           e) Festsetzung von Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge und Gebühren, 

           f) Entscheidung über: 

                       - den Ausschluss von Mitgliedern, wenn ein entsprechender Antrag

                         gestellt wurde,

                 - den Verbleib eines Vorstandsmitgliedes im Amt, 

                   dem das Misstrauen ausgesprochen wurde, 

                      - die Kooption eines Vorstandsmitgliedes. 

                      - Beschlussfassung über Satzungsänderungen, 

                      - Auflösung des Vereins. 

8)  Jede satzungsmäßig einberufene Mitgliederversammlung wird als beschlussfähig

     anerkannt ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienen Vereinsmitglieder. 

     Jedes Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht bei natürlichen Personen ist 

     nicht übertragbar. Juristische Personen haben im Vorfeld der 

     Mitgliederversammlung eine vertretungsberechtigte Person schriftlich zu

     bevollmächtigen. Die Vollmacht ist jeweils nur für eine Mitgliederversammlung

     gültig und muss für jede weitere Mitgliederversammlung erneuert werden. 

9)  Mitglieder sind ab dem 14. Lebensjahr zur Ausübung des Stimmrechts

     berechtigt

10) Beurkundung der Beschlüsse

      Die in Vorstandssitzungen und in Mitgliederversammlungen gefassten

      Beschlüsse sind schriftlich niederzulegen und vom 1. oder 2. Vorsitzenden und

      dem Protokollführer zu unterzeichnen

§ 11 Auflösung des Vereins

1)  Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck 

    einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden

2)  Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine ¾ Mehrheit der in der   

     Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich

3)  Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder dem Wegfall steuerbegünstigter

     Zwecke fällt das Vermögen des Vereins zu gleichen Teilen an den

Tierschutzverein im Landkreis Biberach e.V.

 Hubertusweg 10, 88400 Biberach an der Riss 

und an das 

Kreistierheim Sigmaringen Badstraße 30  72488 Sigmaringen

Die es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige, bzw. mildtätige Zwecke zu verwenden haben.
